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Mitteilung des Senats vom 30. April 2013

Bericht der Freien Hansestadt Bremen zur Umsetzung des Sanierungsprogramms
2012/2016

Im Oktober 2011 hat die Freie Hansestadt Bremen – den Vorgaben des § 5 Absatz 1
des Stabilitätsratsgesetzes folgend – ein Sanierungsprogramm 2012/2016 vorgelegt,
auf dessen Grundlage in der Sitzung des Stabilitätsrates vom 1. Dezember 2011 eine
Vereinbarung zur Umsetzung des Programms geschlossen wurde. § 3 der Vereinba-
rung sieht vor, dass dem Stabilitätsrat jeweils zum 30. April und zum 15. September
Berichte zur Umsetzung des Sanierungsprogramms vorzulegen sind, wobei der zum
30. April vorzulegende Bericht darzustellen hat, „ob und wie die angekündigten
Maßnahmen umgesetzt und ob die für das Vorjahr vereinbarte Obergrenze der Netto-
kreditaufnahme (. . .) eingehalten wurde“.

Der Senat überreicht der Bürgerschaft (Landtag) den Zwischenbericht zur Umset-
zung des Sanierungsprogramms 2012/2016 vom April 2013 mit der Bitte um Kennt-
nisnahme.

Bericht der Freien Hansestadt Bremen vom April 2013
zur Umsetzung des Sanierungsprogramms 2012/2016

0. Einleitung

Im Folgenden legt die Freie Hansestadt Bremen ihren – gemäß § 3 der Verein-
barung  zum  Sanierungsprogramm  nach  §  5  des  Stabilitätsratsgesetzes  –  bis
zum 30. April 2013 zu erstellenden Bericht zur Umsetzung des Sanierungspro-
gramms 2012/2016 vor. Die in der Sanierungsvereinbarung festgelegte Ober-
grenze für das strukturelle Defizit 2012 konnte deutlich unterschritten werden
(vergleiche Konsolidierungsbericht).

Die Eckdaten des Sanierungsverlaufs lassen sich dabei wie folgt zusammenfas-
sen:
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Festzustellen ist, dass

— die für das Jahr 2012 bestehende Obergrenze der Nettokreditaufnahme um
199 Mio. ‡ und damit deutlicher unterschritten wurde, als im Zwischen-
bericht vom September 2012 erwartet (157 Mio. ‡) und

— die ungünstigeren Prognosen der Steuerschätzung vom Herbst 2012 zu ei-
ner deutlichen Verringerung der Abstände zu den Obergrenzen in den Rest-
jahren des Sanierungszeitraumes beigetragen haben.

Diese Zwischenbilanz der Umsetzung des Sanierungsprogramms in den bre-
mischen Haushalten spiegelt wesentliche Aspekte des vom Land zu bewälti-
genden Konsolidierungspfades wider:

1. Die Freie Hansestadt Bremen konnte das strukturelle Defizit ihrer Haus-
halte 2012 gegenüber dem Vorjahr um rd. 14,5 % (136 Mio. ‡) – d. h. deut-
lich stärker als vorgesehen – abbauen und verfolgt damit nachdrücklich
den vorgezeichneten Weg der Reduzierung der Neuverschuldung. Die Vor-
gabe, steuerabhängige Mehreinnahmen nicht zur Ausweitung des Ausga-
benrahmens zu nutzen, wurde weiterhin eingehalten. Zugleich schmälern
nicht beeinflussbare Verschlechterungen der Rahmenbedingungen – wie
die in der Herbst-Steuerschätzung 2012 errechneten Mindereinnahmen –
für die Jahre 2014 ff. die Abstände zur maximal zulässigen Nettokredit-
aufnahme. Dies erschwert den Sanierungsweg erheblich.

2. Bemühungen, dieser Verringerung der Differenzen durch noch weitere
Konsolidierungsbeiträge auf der Ausgabenseite gegenzusteuern, stoßen an
die Grenzen der Gestaltbarkeit der bremischen Haushalte. Nicht überse-
hen werden darf, dass rd. 60 % des strukturellen Defizits Bremens auf die
Kommunen entfallen. In den Flächenländern gehören die Kommunen nicht
zum Berichtskreis der Sanierungsbetrachtungen. Die hohen Verpflichtungs-
grade in den Bereichen der Sozialhilfeleistungen und der kommunalen In-
frastrukturen verengen in starkem Maße den Spielraum für zusätzliche Kon-
solidierungsmaßnahmen. Ausgabenlasten der staatlichen Ebene sind zudem
– wie etwa im Hochschulbereich – durch die Wahrnehmung auch im natio-
nalen Interesse kaum zu reduzierender überregionaler Versorgungsfunk-
tionen geprägt.

3. Die Position Bremens als Land in extremer Haushaltsnotlage bei gleich-
zeitig besonders geringen Bewegungsspielräumen zur Gegensteuerung ist
im Wesentlichen durch die Altschuldenproblematik des Stadtstaates verur-
sacht. Eine erfolgreiche und dauerhafte Sanierung der bremischen Haus-
halte setzt daher – komplementär zu den begonnenen und konsequent fort-
zusetzenden Eigenanstrengungen – zukünftig auch eine Entlastung bei den
überproportionalen Zinslasten sowie eine den Stadtstaatenspezifischen Aus-
gabenlasten des Landes entsprechende Finanzausstattung voraus.

1. Sanierungspfad

Die einzige Veränderung des Sanierungspfades gegenüber dem Zwischenstand
zur Umsetzung des Sanierungsprogramms vom September 2012 resultiert aus
der Berücksichtigung der Ergebnisse der Steuerschätzung vom Herbst des Vor-
jahres. Zwar besteht zum jetzigen Zeitpunkt keine unmittelbare Notwendigkeit,
die Prognoseergebnisse dieser Schätzung in die Berechnungen des bremischen
Sanierungspfades einzubeziehen, weil erst die Regionalisierungswerte und Kon-
junkturkomponenten der anstehenden Steuerschätzung als verbindliche Grö-
ßen zur Ermittlung des strukturellen Defizits im Haushaltsjahr 2014 herangezo-
gen werden. Gleichwohl ist es allerdings erforderlich, die aus den Ergebnissen
der Vorjahresschätzung ableitbaren deutlichen Verschlechterungen der Einnah-
meerwartungen möglichst zeitnah als veränderte Rahmensetzung und Planungs-
grundlage des Konsolidierungspfades zu berücksichtigen.

Tabelle 2 verdeutlicht, dass die für den Sanierungspfad zugrunde zu legenden
steuerabhängigen Einnahmen nach den Prognosen der Steuerschätzung vom
Oktober 2012 in den Planjahren 2014 bis 2016 jahresdurchschnittlich um rd. 100
Mio. ‡ hinter den bisherigen Annahmen zurückbleiben. Damit verringern sich
die Differenzen der bremischen Haushalte zu den maximal zulässigen Netto-
kreditaufnahmen in entsprechender Größenordnung.
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In der Anlage 1 sind die entsprechend aktualisierten Berechnungen für die steuer-
abhängigen Einnahmen (Anhang-Tabelle 1) und die Konjunkturkomponenten
(Anhang-Tabelle 2) dokumentiert und die sich daraus ergebenden, an den fest-
geschriebenen Abbauschritten des strukturellen Finanzierungsdefizits orientier-
ten Maximalwerte der für das Sanierungsprogramm zulässigen Nettokreditauf-
nahme abgeleitet (Anhang-Tabelle 3). Die einzuhaltende haushaltsmäßige Netto-
kreditaufnahme beträgt demnach:

Die dargestellten Obergrenzen betreffen die Gesamtheit des unter Konsolidie-
rungsgesichtspunkten abzubildenden Berichtskreises, der die Kernhaushalte des
Stadtstaates  sowie  –  als  einzige  verbliebene  außerhaushaltsmäßige  Einheit  –
das kameral buchende Sondervermögen „Bremer Kapitaldienstfonds“ (BKF) um-
fasst. Der zur (Vor-)Finanzierung infrastruktureller Großvorhaben eingerichtete
BKF wickelt im Wesentlichen die Tilgungszahlungen dieser Finanzierungen ab.
Die hierfür erforderlichen Mittel erhält der Fonds im Wesentlichen aus Zuschüs-
sen, die als bereinigte Ausgaben in die Nettokreditaufnahme des Kernhaus-
haltes eingehen. In konsolidierter Betrachtung sind daher die strukturellen Über-
schüsse des BKF als Entlastungen dem Defizit der Kernhaushalte gegen zu rech-
nen.

Nach aktuellem Planungsstand werden die strukturellen Überschüsse des Bre-
mer Kapitaldienstfonds im Sanierungszeitraum wie folgt ausfallen:

Für die zur Einhaltung des Sanierungspfades steuerungsrelevanten Kernhaus-
halte des Stadtstaates ergeben sich demnach hinsichtlich der zulässigen Netto-
kreditaufnahme die folgenden rechnerischen Obergrenzen:

In der nachfolgenden Übersicht ist die Entwicklung dieser Obergrenzen seit der
Auflage des Sanierungsprogramms 2012/2016 im Oktober 2011 dargestellt. Er-
kennbar ist, dass die zulässigen Maximalwerte der Planjahre 2014/2016 nach
den zwischenzeitlichen erheblichen Steuermehreinnahmeerwartungen, aktuell
wieder den Ausgangswerten bei Auflage des Sanierungsprogramms (Oktober
2011) und dem Stand der Sanierungsberichterstattung vom April 2012 entspre-
chen.
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2. Sanierungsplanung

Wie der Sanierungspfad beinhaltet auch die Sanierungsplanung als einzige Ver-
änderung gegenüber dem Berechnungsstand vom September 2012 die Ergeb-
nisse der Steuerschätzung vom Oktober 2012. Die dabei zu berücksichtigenden
Mindereinnahmen von rd. 100 Mio. ‡ p. a. spiegeln sich allerdings nur etwa zur
Hälfte in reduzierten Einnahmeansätzen des Kernhaushaltes (vergleiche An-
hang-Tabelle 4) wider. In etwa gleicher Größenordnung verringert sich gleich-
zeitig die Differenz der bremischen Einnahmeerwartungen zu den Regionali-
sierungsergebnissen der Steuerschätzungen (vergleiche Anhang-Tabelle 3).

Die aktualisierte Sanierungsplanung ist der Anhang-Tabelle 4 in Anlage 1 zu
entnehmen. Die vorgesehene Nettokreditaufnahme stellt sich dementsprechend
– auch im Vergleich mit den bisherigen Berechnungsständen – wie folgt dar:

Weitere Veränderungen sind aktuell zwar absehbar, jedoch noch nicht mit hin-
reichend belastbaren Annahmen oder Setzungen in die Fortschreibung der
Sanierungsplanung im September 2013 aufzunehmen. Zu den in einer aktuali-
sierten Planung zukünftig zu berücksichtigenden Faktoren zählen insbesondere

— die erhöhten Zahlungen des Bundes für die Grundsicherung und deren Ver-
wendung in den bremischen Haushalten,

— Basiseffekte aus den Ist-Entwicklungen des Haushaltsjahres 2012 und Folge-
wirkungen aus dem Vollzug der Haushalte 2013,

— zusätzliche strukturelle Entlastungseffekte auf der Einnahmen- und Aus-
gabenseite der Haushalte aufgrund der Konsolidierungsbemühungen des
Landes sowie

— Anpassungen, die sich hieraus und aufgrund sonstiger Anforderungen in
der Vorbereitung und Aufstellung der Haushalte 2014 und 2015 ergeben.

3. Einhaltung der Sanierungsplanung

Gemäß § 3 Abs. 2 der Vereinbarung zum Sanierungsprogramm ist im April-
Zwischenbericht insbesondere auch darzustellen, ob die für das Vorjahr verein-
barte Obergrenze der Nettokreditaufnahme eingehalten wurde. Der nachfol-
genden Übersicht ist zu entnehmen, dass im Haushaltsjahr 2012 die Obergrenze
nach § 2 der Vereinbarung in den Haushalten der Freien Hansestadt Bremen
deutlich unterschritten werden konnte und nach aktuellem Planungsstand – trotz
inzwischen erheblich reduzierter Abstände – auch bis 2016 von einer dauerhaf-
ten Unterschreitung der zulässigen Maximalwerte der Nettokreditaufnahme aus-
zugehen ist.

Festzustellen ist dabei, dass

— die  Differenz  zur  Neuverschuldungsobergrenze  im  abgelaufenen  Haus-
haltsjahr mit rd. 199 Mio. ‡ um rd. 42 Mio. ‡ höher ausfiel als bei Anschlag-
bildung unterstellt,

— für das Jahr 2013 aktuell rein rechnerisch sogar von einer weiteren Vergrö-
ßerung des Abstandes auszugehen ist, die allerdings ausschließlich auf die
– angesichts der aktuellen Entwicklung offensichtlich zu hoch angesetzten
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– Einnahmeerwartungen der Steuerschätzung vom Mai 2012 für Bremen
zurückzuführen ist,

— in den Restjahren des Planungszeitraumes zwar eine deutliche jährliche
Reduzierung der Differenz zu verzeichnen ist,

— im Endjahr des Sanierungsprogramms jedoch nach derzeitigem Planungs-
stand immer noch eine Unterschreitung der vorgegebenen Obergrenze zu
erwarten ist, die – bei nahezu identischem Maximalwert (vergleiche 1.) –
um rd. 90 Mio. ‡ deutlicher ausfällt als bei Erstellung des Sanierungs-
programms im Herbst 2011 geplant. Die Einhaltung dieser Planung erhält
die Chancen, den Konsolidierungskurs des Landes auch bis 2020 erfolg-
reich fortzusetzen.

Differenziert nach Ist-Ergebnissen 2012 und Planwerten der Folgejahre ist der
Umsetzungsstand des bremischen Sanierungsprogramms wie folgt zusammen-
zufassen:

3.1 Ist-Ergebnisse 2012

Die  wesentlichen  Eckdaten  der  Haushaltsentwicklung  des  Stadtstaates
Bremen im Jahr 2012 sind in Abbildung 1 den ursprünglichen Planwerten
gegenüber gestellt.

Im Hinblick auf den Sanierungskurs des Landes ergeben sich hieraus fol-
gende Feststellungen:

— Bei den Personal- und Sozialleistungsausgaben ist es – auf Grundlage
der vorgesehenen und durchgeführten Konsolidierungsmaßnahmen –
gelungen, die Anschlagwerte der Haushalte, die im September 2012
Gegenstand des Zwischenberichts zur Umsetzung des Sanierungs-
programms waren, im Jahresergebnis nahezu punktgenau einzuhal-
ten.

— Überplanmäßige drittmittelabhängige Verbesserungen bei den nicht
steuerabhängigen konsumtiven und investiven Einnahmen von rd. 70
Mio.  ‡  standen  Erhöhungen  der  Primärausgaben  von  lediglich  48
Mio. ‡ – davon allein 38 Mio. ‡ aus Drittmittelzuflüssen finanzierte
sonstige konsumtive Mehrausgaben – gegenüber, sodass gegenüber
den Anschlagwerten im Saldo 2012 in den bremischen Haushalten ein
zusätzlicher Konsolidierungsbeitrag von rd. 22 Mio. ‡ geleistet wurde.

— Ein weiterer Eigenbeitrag des Landes ist Bestandteil des Gesamtbetra-
ges der steuerabhängigen Einnahmen, bei denen die Erhöhung der
Grunderwerbsteuer ab 2011 mit hoher Wahrscheinlichkeit zu mehr als
den für 2012 erwarteten 12 Mio. ‡ Mehreinnahmen geführt hat.

— Flankiert wird die erfolgreiche Umsetzung des Sanierungsprogramms
im abgelaufenen Haushaltsjahr durch Zinsminderausgaben in Höhe
von rd. 28 Mio. ‡.

Das Finanzierungsdefizit der bremischen Haushalte betrug 2012 rd. 839
Mio. ‡. Abzüglich der Konsolidierungshilfen (- 300 Mio. ‡) und der struktu-
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rellen  Überschüsse  im  Bremer  Kapitaldienstfonds  (BKF;  - 98  Mio.  ‡)  so-
wie unter Berücksichtigung der Rücklagenbewegung (11 Mio. ‡) ergibt
sich demnach eine (haushaltsmäßige) Nettokreditaufnahme von knapp 453
Mio. ‡ (vergleiche Anhang-Tabelle 4), mit der die für das abgeschlossene
Haushaltsjahr maßgebliche Obergrenze um rd. 199 Mio. ‡ unterschritten
wurde.

Eine detaillierte Herleitung und Abbildung der bremischen Haushaltsdaten
und der sich daraus ergebenden Umrechnungen zum strukturellen Defizit
des Stadtstaates ist in Anhang-Tabelle 5 dargestellt.

3.2 Planung bis 2016

Wie bereits dargestellt, entsprechen die Planwerte des bremischen Sanie-
rungsprogramms – mit Ausnahme der aktualisierten Annahmen zur Ent-
wicklung der steuerabhängigen Einnahmen – unverändert den bereits im
Umsetzungsbericht vom September 2012 zugrunde gelegten Daten. Mit den
um rd. 100 Mio. ‡ pro Jahr verschlechterten Regionalisierungsergebnissen
der Steuerschätzung verringert sich der Abstand der aus heutiger Sicht er-
forderlichen Nettokreditaufnahme von den zulässigen Maximalwerten der
Neuverschuldung damit im Endjahr des Sanierungsprogramms auf rd. 94
Mio. ‡ (vergleiche Abbildung 2).

Absehbar ist allerdings, dass im Rahmen der anstehenden Finanzplan-
fortschreibung des Stadtstaates Entwicklungen und Veränderungen zu be-
rücksichtigen sein werden, die auch weitere Anpassungen in der Sanierungs-
planung des Landes erfordern:

— Mit den Ergebnissen der Steuerschätzung vom Mai 2013 werden die
für die Abrechnung der Haushalte 2014 unter Konsolidierungsaspekten
maßgeblichen  steuerabhängigen  Einnahmen  verbindlich  festgelegt.
Die Regionalisierungsergebnisse für die Jahre 2014 bis 2016 sind da-
mit unmittelbar in die Sanierungsplanung zu übernehmen.

— Die erhöhten Zahlungen des Bundes für die Grundsicherung und deut-
liche Veränderungen in den übrigen Drittmittelpositionen der Haus-
halte (EU-Mittel, Hochschulen etc.) sind auf der Einnahmenseite und
in ihren Konsequenzen für die Ausgabenseite zu berücksichtigen.

— Die zwischenzeitlich angelaufenen Vorbereitungen für die Haushalte
2014 und 2015 zeigen, dass den bremischen Haushalten zusätzliche
Belastungen bevorstehen, die voraussichtlich nicht in vollem Umfang
durch eine noch weitere Verschärfung des Konsolidierungskurses zu
kompensieren sein werden. Hierzu gehören insbesondere die drohen-
den haushaltsmäßigen Auswirkungen anhaltend steigender Anforde-
rungen im Sozialleistungsbereich, strukturell bedingter Mehrbelastun-
gen im Bildungsbereich (u. a. Inklusion), der Tarifentwicklungen sowie
zunehmender Engpässe in der Krankenhausfinanzierung.
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— Ebenfalls in der Fortschreibung der Sanierungsplanung zu berücksich-
tigen sind Effekte der zwischenzeitlich – auch im Hinblick auf die dro-
henden Risiken – zusätzlich beschlossenen bzw. in Vorbereitung be-
findlichen Konsolidierungsmaßnahmen des Landes. Bei weitgehender
Ausschöpfung der Einsparpotenziale auf der Ausgabenseite betreffen
diese insbesondere die Nutzung verbliebener Gestaltungsspielräume
bei den (steuerabhängigen) Einnahmen.

Die Freie Hansestadt Bremen wird die genannten Anpassungs- und Ver-
änderungsbedarfe im Rahmen ihrer im zweiten Halbjahr 2013 entstehen-
den Finanzplanung 2012/2017 und bei den daran orientierten Vorbereitun-
gen  zur  Aufstellung  der  Haushalte  2014  und  2015  berücksichtigen.  Die
besondere Herausforderung wird dabei darin bestehen, den sich verstär-
kenden Anforderungen und Risiken – trotz der durch Zinslasten und nicht
aufgabenadäquater Finanzausstattung nur noch relativ geringen Gestal-
tungsmöglichkeiten – in einer Form gegenzusteuern, die es ermöglicht, die
existenziellen und die Wettbewerbsfähigkeit des Landes wahrenden Auf-
gaben weiterhin im erforderlichen Maße zu erfüllen. Konkret bedeutet dies
u. a. auch,

— insbesondere im Bildungsbereich und in der Kindertagesbetreuung die
gesellschaftspolitische Verantwortung des Landes und die nicht mit ei-
ner hinreichenden Finanzierung hinterlegten Verpflichtungen aufgrund
bundesrechtlicher Regelungen wahrzunehmen,

— mit den notwendigen Investitionen in Infrastrukturen die Position Bre-
mens als überdurchschnittlich wirtschaftsstarkes Land des Bundesge-
bietes zu erhalten bzw. auszubauen und

— mit entsprechenden Angeboten (z. B. im Hochschulbereich) über die
Grenzen des Stadtstaates hinaus wesentliche Versorgungsbeiträge für
das übrige Bundesgebiet zu leisten.

4. Maßnahmenbezogene Betrachtung der Planeinhaltung

Im  Folgenden  ist  dargestellt,  wie  die  Freie  Hansestadt  Bremen  beabsichtigt,
durch ein breites Spektrum unterschiedlichster Maßnahmen und Verfahren ih-
ren Eigenbeitrag zur Konsolidierung der Haushalte zu leisten. Die Form der
Darstellung orientiert sich dabei am Aufbau im September-Bericht des Vorjah-
res:

— In kurzen Erläuterungen werden nachfolgend die grundlegenden Aus-
richtungen bei der Gestaltung der einzelnen Einnahmen- und Ausgaben-
bereiche der Haushalte sowie deren Bezüge zu den im Weiteren aufgeliste-
ten Einzelmaßnahmen dargestellt. Sofern möglich werden dabei Ergebnis-
se der Umsetzung dokumentiert.

— Zum Abschluss der Einzeldarstellungen werden die (grob) quantifizierba-
ren Effekte der Einzelmaßnahmen in einer zusammenfassenden Tabelle ab-
gebildet und aufaddiert.

— Weitere Ergänzungen und Konkretisierungen der Sanierungsmaßnahmen,
Erläuterungen zu ihrer Umsetzung und Zwischenergebnisse im Hinblick
auf Bemühungen um belastbare Kriterien für eine Erfolgskontrolle sind in
den Einzeltabellen der Einnahmen- und Ausgabenbereiche ablesbar.

Die Quantifizierung der mit den Sanierungsvorhaben konkret zu erwartenden
strukturellen Entlastungseffekte erfolgt für einen erheblichen Teil der abgebil-
deten Maßnahmen über entsprechende Annahmen und Setzungen. Insbesondere
in diesen Fällen gestaltet sich auch der Nachweis der im Haushaltsvollzug mit
der Durchführung der Einzelmaßnahmen tatsächlich ausgelösten Strukturver-
besserungen schwierig.

Exemplarisch sind hierfür vor allem Maßnahmen in den Aufgabenbereichen
der Sozialhilfeleistungen und des Programms zum „Umbau der Verwaltung und
Infrastruktur“ (UVI), deren strukturentlastende Wirkungen aufgrund einer Viel-
zahl überlagernder Effekte kaum isoliert darzustellen sind. Die tatsächlichen
Beiträge dieser Sanierungsmaßnahmen zur Einhaltung der Abbauschritte der
Neuverschuldung in den bremischen Haushalten können demnach auch von
den in der nachfolgenden Einzeldarstellung ausgewiesenen Werten abweichen.
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Konzeptionelle Ansätze, maßnahmenbezogene Umsetzungen und Einschätzun-
gen zur Realisierung der bremischen Eigenbeiträge zur Haushaltssanierung las-
sen sich vor diesem Hintergrund und mit diesen Einschränkungen wie folgt zu-
sammenfassen:

Steuerabhängige Einnahmen

Beim originären Steueraufkommen ist Bremen bemüht, die in der Autonomie
des Landes und seiner Kommunen liegenden steuerrechtlichen Gestaltungs-
möglichkeiten im Rahmen des – auch unter Wettbewerbsaspekten – Vertretba-
ren auszuschöpfen:

— Zur Steigerung der Steuereinnahmen wurde zunächst eine Erhöhung der
Grunderwerbsteuer um 1-%-Punkt beschlossen. Die Effekte dieser Erhö-
hung konnten den erwarteten, wesentlichen Beitrag zur dynamischen Ein-
nahmeentwicklung der Steuerart leisten: Nach Anhebung des Steuersatzes
stieg das kassenmäßige Aufkommen der Grunderwerbsteuer um 15 Mio. ‡
(+ 37 %; 2011) bzw. weitere gut 10 Mio. ‡ (+ 19 %; 2012).

— Die Erhebung einer neu eingeführten Tourismussteuer wurde aus rechtli-
chen Gründen (Urteil des Bundesverwaltungsgerichts zur Kulturförder-
abgabe der Städte Trier und Bingen vom Juli 2012) zunächst ausgesetzt
und nach Beschluss der Bremischen Bürgerschaft vom Dezember 2012 mit
eingeschränktem Geltungsbereich (ohne beruflich veranlasste Übernach-
tungen) und entsprechend verringerten Einnahmeerwartungen wieder auf-
genommen.

— Für die Stadt Bremen wurde eine Erhöhung des Gewerbesteuerhebesatzes
zum Jahresanfang 2014 beschlossen.

— Im Rahmen seiner Eckwertbeschlüsse zur Aufstellung der Haushalte 2014/
2015 hat der Senat der Freien Hansestadt Bremen eine weitere Erhöhung
der Grunderwerbsteuer um 0,5-%-Punkte zum Jahresbeginn 2014 vorge-
sehen,  die  im  ersten  Jahr  ihrer  Wirksamkeit  Mehreinnahmen  von  rd.  8
Mio. ‡ ermöglichen soll. Die Einbeziehung dieser Maßnahme in die Liste
der bremischen Eigenanstrengungen zur Haushaltssanierung erfolgt nach
parlamentarischer Bestätigung dieser Entscheidung.

Im derzeitigen System der bundesstaatlichen Finanzverteilung besteht für das
Land das wirksamste Instrument zur Sicherung bzw. zur Verbesserung der steuer-
abhängigen Einnahmen Bremens in der Stabilisierung bzw. im Ausbau der Ein-
wohnerzahlen innerhalb der Landesgrenzen. Ziel ist es daher, mit entsprechen-
den Maßnahmen – wie z. B. einer zielorientierten Wohnungsbaupolitik – die
hierfür notwendigen Voraussetzungen zu schaffen und damit die für die Finanz-
verteilung maßgebliche Bevölkerungsrelation zum übrigen Bundesgebiet zu be-
einflussen. Ein entsprechendes Wohnungsbaukonzept hat der Senat der Freien
Hansestadt Bremen am 28. August 2012 beschlossen.
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Unmittelbare Rückschlüsse auf die Wirksamkeit dieser Maßnahmen sind auf-
grund der Vielzahl sonstiger Einflussfaktoren allerdings kaum möglich. Unter
diesem Vorbehalt stehende Modellrechnungen zum Einnahmesicherungswert
durch die Verhinderung von Abwanderungen im Jahr 2012 sollen nach Vorlage
der hierfür erforderlichen Bevölkerungs- und Wanderungsstatistiken der statis-
tischen Ämter vom Fachressort dennoch erstellt werden.

Sonstige Einnahmen

Von den sonstigen Einnahmen der bremischen Haushalte entfallen knapp die
Hälfte auf Zahlungen des Bundes und der EU, die die Haushalte des Landes
saldenneutral durchlaufen bzw. durch eigene Mittel zu ergänzen sind. Die Höhe
dieser Drittmittelzuflüsse ist von Bremen praktisch nicht zu beeinflussen.

Für die nicht aus Drittmitteln resultierenden Einnahmen des Landes und seiner
Kommunen gilt, dass die notwendigen Verbesserungen überwiegend über ver-
schiedene Einzelmaßnahmen in der Verantwortung der Fachressorts erfolgen,
die sich betragsmäßig jeweils eher gering auswirken und in der Regel kaum
inhaltlich abgrenzbar und quantifizierbar sind. In die Übersicht der Sanierungs-
maßnahmen sind hierfür – exemplarisch – Schätzungen zur Verbesserung der
Verwaltungseinnahmen in der Stadt Bremerhaven ausgewiesen. Übertragen auf
die Haushalte des Landes und der Stadtgemeinde Bremen würden sich hieraus
weitere rechnerische Mehreinnahmen von bis zu 5 Mio. ‡ p. a. ergeben, auf
deren Ausweisung in der Übersicht der Sanierungsmaßnahmen allerdings zu-
nächst verzichtet wird. Stattdessen sind Beispiele weiterer Maßnahmen mit nicht
quantifizierbaren Effekten für die Sanierung der Haushalte nachrichtlich aufge-
führt.

Gemäß abgeschlossenen Vertrages sind hingegen die Einnahmeverbesserungen,
die für die Stadt Bremen durch optimierte Konditionen bei der Vergabe von
Werberechten auf öffentlichen Flächen erzielt werden sollen, konkreter bezif-
ferbar. Abschließende Berechnungen für das abgelaufene Haushaltsjahr sind
aufgrund teilweise nicht fristgerecht eingegangener Zahlungen allerdings noch
nicht möglich.

Die sonstigen nicht steuerabhängigen Einnahmen haben 2012 – insbesondere
aufgrund außerplanmäßiger Drittmittelzuflüsse – die in den Anschlagwerten un-
terstellte Größenordnung relativ deutlich überschritten.

Personalausgaben

Die Sanierungsziele im Personalhaushalt wurden im Jahr 2012 eingehalten. Die
geplanten Maßnahmen wurden umgesetzt und die erwarteten Effekte realisiert:

Insgesamt nahm der (durch Ein-/Ausgliederungen im Jahr 2012) bereinigte Be-
stand des Personals im Kernbereich zwischen Dezember 2011 und Dezember
2012 um 169 auf 13 462 Vollkräfte ab. Jahresdurchschnittlich konnte das Be-
schäftigungsvolumen im Jahr 2012 um rd. 165 Vollkräfte verringert werden. Ge-
plant war ursprünglich ein Abbau von 200 Vollkräften (jährlicher durchschnittli-
cher Abbau von 1,5 %). Für die politischen Schwerpunktbereiche Bildung, Po-
lizei und Justiz war allerdings im Rahmen der Koalitionsvereinbarung 2011 bis
2015 die Möglichkeit eröffnet worden, die Einspareffekte nicht durch einen Per-
sonalabbau, sondern durch wirkungsgleiche Maßnahmen zu kompensieren.
Diese Maßnahmen wurden umgesetzt und der Personalhaushalt in der geplan-



— 10 —

ten Höhe entlastet. Insgesamt konnte ein struktureller Effekt erzielt werden, der
einem Stellenabbau von 265 Vollkräften entspricht, also 65 Vollkräfte mehr, als
ursprünglich geplant.

Die geplanten Regelungen zur Verlängerung der Lebensarbeitszeit wurden mit
Anhebung der Altersgrenze im Vollzugsbereich auf 62 Jahre (Umsetzung bis
zum Jahr 2018) sowie einer schrittweisen Anhebung in den sonstigen Verwal-
tungsbereichen auf 67 Jahre mittlerweile umgesetzt und wirken entsprechend
der Planungen.

Die Entwicklung der Personalkosten macht nach der Tarifentscheidung im Be-
reich der TdL für die Jahre 2013 und 2014 eine moderate Anpassung der Personal-
ausgabenplanung erforderlich. Die bisher für die Haushaltesjahre 2013/2014
eingestellten Beträge für die Tarifvorsorge in Höhe von 0,9 % würden durch die
jüngsten Tarifabschlüsse überschritten. Der Senat hat der Bürgerschaft inhalts-
gleiche Übernahme bis A 10, eine 1-%-ige Übernahme für Beamte von A 11 bis
zur Besoldungsgruppe A 12 bzw. Nullrunde bei Beamten über die Besoldungs-
gruppe A 13 vorgeschlagen. Die Übernahme soll zudem um jeweils sechs Mo-
nate verschoben werden. Damit kann erreicht werden, dass die Tarifvorsorge
für das Jahr 2013 auskömmlich sein wird. Ab dem Haushaltsjahr 2014 reicht die
Tarifvorsorge nicht vollständig aus. Die Überschreitung des bisherigen Personal-
eckwertes durch die erhöhten Kostensteigerungen ab 2014 wird Gegenstand
der Fortschreibung des Sanierungsprogramms im September 2013 sein.

Sozialleistungsausgaben

Mit den Effekten der eingeleiteten Sanierungsmaßnahmen konnten die Ausga-
ben der Sozialleistungen im Haushaltsjahr 2012 im Rahmen der veranschlagten
Budgets abgeschlossen werden. Berechnungen des zuständigen Fachressorts
ergeben, dass die eingeplanten Einspareffekte der als Sanierungsbeiträge ge-
nannten Einzelmaßnahmen im Vorjahr in der Summe lediglich um 0,9 Mio. ‡
verfehlt wurden. Der im Rahmen der Anschlagbildung vorgezeichnete Sanie-
rungspfad wurde damit nahezu punktgenau eingehalten, obwohl hohe Ausga-
benzuwächse im Bereich der Kostenerstattungen für unbegleitete minderjähri-
ge Flüchtlinge nach dem SGB VIII, Mehrausgaben durch steigende Zugangs-
zahlen und Regelsätze im Bereich des Asylbewerberleistungsgesetzes und bei
den Hilfen nach Kapitel 4 SGB XII (Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-
minderung) zu kompensieren waren.

Die im ersten Jahr des Sanierungsprogramms erfolgreichen, auf die Reduzie-
rung des Ausgabenzuwachses ausgerichteten Steuerungsansätze bei den Sozi-
alleistungen, die sich insbesondere auf Bereiche beziehen, die bisher hohe Zu-
wachsraten aufwiesen und die bremischen Haushalte in besonderem Maße be-
lasteten, werden konsequent fortgesetzt:

— In der Jugendhilfe wird durch den Ausbau der Vollzeitpflege und der Über-
gangspflegestellen die teurere Heimunterbringung verstärkt vermieden, die
Fallsteuerung durch Fortbildung der Fallmanager verbessert, die Verweil-
dauer verkürzt und die Diagnostik weiterentwickelt. Es werden kostengüns-
tigere Bremer Angebote stärker genutzt und ausgebaut, durch sozialräum-
liche Ansätze präventiv die Regelsysteme gestärkt und der Einsatz von Er-
ziehungshilfen vermieden.
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— In der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen erfolgt eine Umsteu-
erung von der Werkstattaufnahme auf den allgemeinen Arbeitsmarkt (un-
terstützte Beschäftigung, Integrationsfirmen, Budget für Arbeit usw.). Durch
ein Seniorenmodul und Fördergruppen wird die Inanspruchnahme von
Tagesförderstätten reduziert, die Fallkosten im Wohn- und Arbeitsbereich
werden durch kostengünstige Betreuungsangebote und Teilzeitentgelte ge-
senkt. Mit der Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege (LAG
FW) sollen auch weiterhin die Leistungsentgelte so moderat verhandelt
werden, dass sich der dadurch begründete Zuwachs unterhalb der für die
Sozialhilfeleistungen insgesamt unterstellten Kostenentwicklung bewegt.

— Ein relativ geringer Ausgabenzuwachs für die Kosten der Unterkunft wur-
de durch eine Festschreibung der Mietobergrenzen erreicht.

Darüber hinaus wird zur Verbesserung der Einnahmesituation im zuständigen
Fachressort ein Projekt „Forderungsmanagement und -realisierung“ mit dem
Ziel konzipiert, konsequenter mögliche Einnahmeverlusten durch Forderungs-
ausfälle zu vermeiden. In einem ersten Schritt soll eine Wiederaufnahme von
niedergeschlagenen Forderungen sowie ein konsequenteres Verfolgen offener
Forderungen einschließlich des Abbaus des Bearbeitungsrückstands in den Blick
genommen werden.

Trotz der im Jahr 2012 erfolgreichen Eigenanstrengungen ist für den weiteren
Sanierungspfad aufgrund von Basiseffekten der skizzierten gesetzlich begrün-
deten Mehrausgaben und absehbarer weiterer Ausgabenzuwächse, z. B. im Rah-
men des SGB XII, eine Überschreitung der vorgesehenen Ausgabenbegrenzung
im  Sozialhilfebereich  nicht  auszuschließen.  Im  Haushaltsjahr  2013  können
mögliche unvermeidbare Mehrausgaben dabei voraussichtlich noch durch die
teilweise Inanspruchnahme einer Risikovorsorge ausgeglichen werden, die aus
der Erhöhung der Bundesbeteiligung an der Grundsicherung im Alter gebildet
wurde.

Mittelfristig ist es allerdings erforderlich, dass die Gegensteuerungsmaßnahmen
im Hinblick auf den einzuhaltenden restriktiven Sanierungskurs auch durch eine
zügige Umsetzung der Zusage des Bundes flankiert werden, die Kommunen ab
2014 generell durch die Beteiligung an den Kosten im Bereich der Eingliederungs-
hilfe für Menschen mit Behinderungen zu entlasten. Bremen unterstützt daher
ausdrücklich Initiativen zur Steuerung der Sozialleistungen durch Schaffung
entsprechender gesetzlicher Möglichkeiten, zur Einführung eines eigenständi-
gen Bundesleistungsgesetzes für die Eingliederungshilfe sowie die Arbeiten der
Bund-Länder-AG zur Reform der Eingliederungshilfe.

Sonstige konsumtive Ausgaben

Für die konkret benannten Einzelmaßnahmen mit Wirksamkeit für die laufen-
den Ausgaben der bremischen Haushalte sind nach Ablauf des ersten Umset-
zungsjahres noch nicht durchgängig Informationen zur Realisierung der ange-
strebten Effekte verfügbar. Die bereits vorliegenden Ergebnisse sind in der nach-
folgenden Tabelle zusammenfassend quantifiziert und kurz erläutert.
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Feststellbar ist, dass sich die sonstigen konsumtiven Ausgaben mit unterstützen-
der Wirkung der eingeleiteten Sanierungsmaßnahmen im Jahr 2012 nach Aus-
klammerung drittmittelbedingter Effekte praktisch exakt auf dem Niveau des
entsprechenden Planwertes bewegten: Die gegenüber der Sanierungsplanung
vom September 2012 zu verzeichnenden Mehrausgaben (48 Mio. ‡; vergleiche
Tabelle „Sonstige konsumtive Ausgaben“) korrespondieren weitgehend mit den
gleichzeitig zu verzeichnenden konsumtiven Mehreinnahmen (51 Mio. ‡; ver-
gleiche Anhang-Tabelle 5). Weitere knapp 6 Mio. ‡ sind durch die konsumtive
Verwendung der in den September-Planwerten noch nicht zugeordneten UVI-
Mittel (siehe unten) begründet.

Insgesamt ist davon auszugehen, dass die strukturentlastenden Effekte für die
sonstigen konsumtiven Ausgaben der bremischen Haushalte in der unterstell-
ten Größenordnung realisiert werden konnten. Die in der vorstehenden Tabelle
und in der zusammenfassenden Übersicht am Ende dieses Abschnittes darge-
stellten Maßnahmen und Beträge besitzen für das tatsächlich Ausmaß dieser
Konsolidierungsbeiträge allerdings nur exemplarischen Charakter und werden
durch eine Vielzahl von Einzelanstrengungen der Fachressorts zur Ausgaben-
begrenzung flankiert. Beispiele für diese, in ihren Effekten (noch) nicht genauer
zu quantifizierende Ressortmaßnahmen sind in der vorstehenden tabellarischen
Übersicht nachrichtlich ausgewiesen.

Beiträge zum längerfristigen Konsolidierungskurs der bremischen Verwaltung
werden in den Jahren 2012/2013 durch zusätzliche Maßnahmen aus dem Pro-
gramm „Umbau der Verwaltung und lnfrastruktur“(UVI) geleistet. Die erste Um-
setzungsphase des Programms lässt erkennen, dass es mit Hilfe dieser Maßnah-
men gelingen wird, einen nachhaltigen Modernisierungs- und Konsolidierungs-
schub auszulösen und insbesondere zusätzlich zu zentralen Programmen die
dezentralen Spar-Anstrengungen weiter zu intensivieren.

Die Modernisierungsmaßnahmen im Rahmen des zweijährigen UVI-Programms
verlaufen planmäßig. Die Höhe der eingetretenen Entlastungseffekte kann je-
doch erst nach Abschluss der Maßnahmen quantifiziert werden. Die geförder-
ten Vorhaben betreffen zum einen die Optimierung von Arbeitsabläufen und
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Prozessen (insbesondere durch diverse Vorhaben im IT-Bereich). Zum anderen
sind auch Investitions- und Infrastrukturprojekte enthalten, bei denen ein be-
sonderer Schwerpunkt auf die Senkung von Betriebskosten und Erhaltungsin-
vestitionen gelegt wurde (z. B. Verbesserung von Lichtsignalanlagen zur Energie-
einsparung). Damit konnten Investitionsprojekte, die laufende Einsparungen
versprechen, vorgezogen werden. Die Entlastungseffekte der UVI-Maßnahmen
werden sich dementsprechend sowohl bei konsumtiven als auch bei investiven
Ausgabepositionen der bremischen Haushalte auswirken. Hinsichtlich der Grö-
ßenordnung der dabei insgesamt zu erzielenden strukturellen Entlastungen wird
bis zur Vorlage belastbarer Ergebnisse zunächst – in vorsichtiger Betrachtungs-
weise – davon ausgegangen, dass das Niveau der Einspareffekte bis 2019 schritt-
weise das Niveau der 2012 und 2013 im Programm getätigten Ausgaben (insge-
samt 50 Mio. ‡)erreicht.

Investitionsausgaben

Bestandteil der Investitionsausgaben sind in den Haushaltsjahren 2012 und 2013
auch die Maßnahmen des Programms „Umbau der Verwaltung und Infrastruk-
tur“. Die mit Durchführung dieser Maßnahmen während der Laufzeit des Sa-
nierungsprogramms eintretenden Entlastungen werden allerdings den konsum-
tiven Ausgaben zugeordnet, bei denen Effekte durch das Vorziehen bedeutsa-
mer infrastruktureller Maßnahmen und deren regionalwirtschaftliche Nutzen
auch tatsächlich entstehen.

Die Darstellung anderer Sanierungsbeiträge im investiven Bereich ist schwie-
rig,  weil  Einspareffekte  primär  durch  maßnahmenbezogene  Streichungen,
Streckungen oder Verschiebungen zu erzielen sind, die innerhalb eines vorge-
gebenen Ausgaberahmens durch die Realisierung sonstiger Vorhaben überla-
gert werden. Der im Hinblick auf den einzuhaltenden Sanierungskurs zu leis-
tende Beitrag bei den Investitionsausgaben besteht daher in einer den Rahmen-
setzungen der Sanierungsplanung entsprechenden Gestaltung der investiven
Gesamtausgaben.

In dieser Hinsicht werden die Eigenbeiträge zur Haushaltskonsolidierung bei
den Investitionsausgaben in den bremischen Haushalten konsequent erbracht:
Trotz erheblicher zusätzlicher, in mindestens gleicher Höhe ausgabenrelevanter
Drittmittelzuflüsse (19 Mio. ‡; vergleiche Anhang-Tabelle 5) und der einzube-
ziehenden UVI-Mittel (investiv: knapp 24 Mio. ‡) überschreiten die Ist-Ausga-
ben des abgelaufenen Haushaltsjahres den im September 2012 zugrunde ge-
legten Planwert nur um rd. 38 Mio. ‡ (vergleiche Tabelle „Investitionsausgaben“).
In den anschließenden Planjahren des Sanierungszeitraumes wird die restrik-
tive Gestaltung der Investitionsausgaben kontinuierlich fortgesetzt. Noch wei-
tere Einschnitte sind angesichts des in den vergangenen Jahren ohnehin bereits
erheblich abgesenkten Investitionsniveaus kaum möglich. Zudem ist zu beach-
ten, dass im Jahr 2012 knapp ein Fünftel der bremischen Investitionsausgaben
Tilgungen für bereits abgeschlossene Vorhaben darstellten, die in anderen Län-
dern nicht als bereinigte Ausgaben ausgewiesen werden.

Die Sanierungsmaßnahmen der Freien Hansestadt Bremen und ihre für den Sa-
nierungszeitraum unterstellten Entlastungseffekte für die bremischen Haushal-
te sind in der nachfolgenden Tabelle 5 zusammengefasst. Auch ohne weitere,
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nicht quantifizierbare und/oder betragsmäßig geringere Maßnahmen ergeben
sich dabei in der Summe rechnerische Eigenbeiträge des Landes zur Haushalts-
sanierung, die im Planungszeitraum von rd. 63 Mio. ‡ (2012) auf rd. 195 Mio. ‡
(2016) ansteigen und kumuliert über den Gesamtzeitraum knapp 640 Mio. ‡
betragen.
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